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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 15. Juli 1960 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. h. c. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
222. Sitzung am 15. Juli 1960 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 24. Juni 1960 verabschiedeten 

Gesetzes 

zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
— Drucksachen 1423, 1893 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 


Bonn, den 15. Juli 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 1. Juli 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Röder 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bona 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

/ 

zum Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 


1, Zu Artikel 1 Nr. 11 Buchstabe c (§ 15) 

Der nach Absatz 4 angefügte Absatz 5 ist wie 
folgt zu ändern: | 

„(5) Die anläßlich der Erfassung entstehenden ! 
notwendigen Auslagen der Wehrpflichtigen trägt | 
der Bund. Er erstattet auch den durch die Er- 
fassung entstehenden Verdienstausfall für die- 
jenigen Wehrpflichtigen, die nicht unter das Ar- 
beitsplatzschutzgesetz vom 30. März 1957 (Bun- | 
desgesetzbl. I S. 293) fallen. Das Nähere wird 
durch Rechtsverordnung bestimmt." 

Begründung I 

Der Bundestag hat zwar den Ergänzungsvor- i 
schlag des Bundesrates übernommen, wonach 
auch der durch die Erfassung entstehende Ver- 
dienstausfall für diejenigen Arbeitnehmer zu er- 
statten ist, die nicht unter das Arbeitsplatzschutz- 
gesetz vom 30. März 1957 fallen. Der Bundestag 
hat aber die Kosten, die durch Erstattung des 
genannten Verdienstausfalls und der notwendi- 
gen Auslagen der Wehrpflichtigen anläßlich der 
Erfassung entstehen, den Ländern aufgebürdet. 

Der Bundesrat steht jedoch auf dem Standpunkt, 
daß diese Kosten nicht Verwaltungskosten dar- 
stellen, die die Länder in Durchführung der Er- 
fassung als eigene Aufgabe zu tragen haben, 
sondern Zweckausgaben für die Verteidigung 
selbst. Eine dem Vorschlag des Bundesrates in 
der Sache entsprechende Regelung enthält auf | 
dem Gebiet des Luftschutzes der § 32 Abs. 1 des I 
Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz 
.der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957. 

2. Zu Artikel 1 nach Nr. 12 (§ 17) 

Nach Nr. 12 ist eine neue Nr. 12 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

,12 a. § 17 Abs, 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Kreiswehrersatzämter haben für 
die Bereitstellung der für die Musterung ! 
erforderlichen Räume zu sorgen. Soweit die | 
kreisfreien Städte und die Landkreise diese | 
Räume bereitstellen, trägt die Kosten der 
Bund." ' 

j 

Begründung j 

Bei der bisherigen Fassung des § 17 Abs. 3 war 
es zwischen dem Bund und mehreren Ländern zu ; 
Meinungsverschiedenheiten und Auslegungs- j 
zweifeln gekommen. Es war streitig, ob die i 
kreisfreien Städte und Landkreise die Muste- | 


rungsräume zu beschaffen hatten oder nicht. In 
einigen Ländern sind aus diesem Grund ■ — ■ gegen 
den Wortlaut des Gesetzes — Mietverträge für 
die Anmietung der Musterungsräume von den 
Kreiswehrersatzämtern abgeschlossen worden. 
Verschiedene kreisfreie Städte und Landkreise 
hatten sich überhaupt geweigert, die für die 
Musterung erforderlichen Räume zu beschaffen. 
Da den Kreiswehrersatzämtern ohnehin die 
Durchführung der Musterung und die Prüfung 
der Verfügbarkeit Wehrpflichtiger obliegt, soll- 
ten sie auch künftig für die Bereitstellung der für 
die Musterung erforderlichen Räume sorgen. 
Die nach Inkrafttreten des Wehrpflichtgesetzes 
(25. Juli 1956) teilweise vorhandenen personellen 
Schwierigkeiten bei den Wehrersatzbehörden, 
die sich auch bei der Durchführung der Muste- 
rung zeigten, können heute als behoben gelten. 
Daher erscheint die vorgeschlagene Gesetzes- 
änderung auch dann durchführbar, wenn zu dem 
Bereich eines Kreiswehrersatzamtes mehrere 
Landkreise oder kreisfreie Städte gehören. 

(Wortlaut der Begründung zu Nr. 6 der Stellung- 
nahme im 1. Durchgang) 

Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 18) 

Nr. 13 Satz 2 wird durch folgende Fassung er- 
setzt: 

, Ferner wird Absatz 3 wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung die Beschlußorgane der kreis- 
freien Städte und Landkreise, die die ehrenamt- 
lichen Beisitzer binnen drei Monaten nach Mit- 
teilung der erforderlichen Zahl der Beisitzer 
wählen." ' 

Begründung 

Der Bundesrat hat die in seiner Stellungnahme 
vom 23. Oktober 1959 vorgeschlagene Neu- 
fassung des § 18 Abs. 3 wie folgt begründet: 

„Nach der derzeitigen Regelung sind die ehren- 
amtlichen Beisitzer für die einzelnen Gremien 
von den Vertretungskörperschaften der kreis- 
freien Städte und Landkreise binnen zwei Mona- 
ten nach Mitteilung der erforderlichen Zahl der 
Beisitzer zu wählen. Diese Bestimmungen führen 
in der Praxis zu erheblichen Schwierigkeiten, da 
die Vertretungskörperschaften der Landkreise 
jeweils mit erheblichen Kosten verbundene Son- 
dersitzungen für die Wahl der ehrenamtlichen 
Beisitzer einberufen müssen. Dem Anliegen des 
Gesetzgebers wird ohne weiteres entsprochen, 
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wenn z. B. an Stelle des Kreistages, der im Jahr 
nur ca. zweimal Zusammentritt, der Kreisaus- 
schuß, in dem sämtliche politischen Parteien ent- 
sprechend ihrer Stärke im Kreistag vertreten 
sind, die Wahl vornimmt. Es sollte daher den 
Ländern überlassen bleiben, zu bestimmen, 
welche kommunalen Beschlußorgane die ehren- 
amtlichen Beisitzer zu wählen haben. Diesem 
Ziele dienen die vorgeschlagenen Änderungen." 

Die Bundesregierung hat diesem Vorschlag zu- 
gestimmt. Der Bundestag ist diesem Vorschlag 


jedoch „im Interesse der Wahrung der Belange 
der kommunalen Selbstverwaltung" nicht gefolgt, 
sondern hat lediglich die Frist für die Wahl der 
ehrenamtlichen Beisitzer der Musterungsaus- 
schüsse von zwei auf drei Monate verlängert. 

Der Bundesrat hält jedoch die Fristverlängerung 
für den in seinem Vorschlag angestrebten Zweck 
für ungenügend und ist darüber hinaus der An- 
sicht, daß nach dem Grundgesetz Bundesgesetze 
nicht bestimmen können, welche Behörden der 
Länder und Gemeinden sie durchzuführen haben. 
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